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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgy-
an, Katharina Schulze, Christine Kamm, Kerstin 
Celina, Dr. Sepp Dürr, Markus Ganserer, Ulrich 
Leiner, Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Tho-
mas Mütze, Gisela Sengl, Rosi Steinberger, Clau-
dia Stamm, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜND-
NIS 90/ DIE GRÜNEN) 

Kurswechsel in der Flüchtlings- und Asylpolitik 
umsetzen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, den in den Ko-
alitionsverhandlungen in Berlin von Ministerpräsident 
Horst Seehofer in Aussicht gestellten Kurswechsel in 
der Asyl- und Flüchtlingspolitik auch in Bayern konse-
quent umzusetzen.  

Hierzu gehören insbesondere: 

─ Die Aufhebung der Residenzpflicht für Asylbewer-
ber in Bayern; 

─ Die Abschaffung der Essenspakete in den Ge-
meinschaftsunterkünften und die Ersetzung durch 
Geldleistungen; 

─ Die Aufhebung der generellen Lagerpflicht für alle 
Flüchtlinge durch eine Änderung des bayerischen 
Aufnahmegesetzes; 

─ Die Unterstützung der dezentralen Unterbringung 
von Asylbewerbern und Geduldeten durch ein 
Wohnungsbauprogramm des Freistaats; 

─ Die Unterstützung der Flüchtlinge bei der Suche 
nach angemessenen Wohnungen durch die Wohl-
fahrtsverbände und die zuständigen Sozialbehör-
den; 

─ Die Aufstockung der staatlichen Förderung der 
Asylsozialberatung in Bayern; 

─ Sicherstellung der Bildungsteilhabe durch ausrei-
chende Unterstützungsangebote an Schulen und 
Berufsschulen; 

─ Sicherstellung eines ausreichenden und ortsna-
hen Angebots an Sprachkursen für Asylbewerber. 

 

Begründung: 

Ministerpräsident Horst Seehofer hat in den Koaliti-
onsverhandlungen in Berlin die Offenheit der CSU für 
einen Kurswechsel in der Asyl- und Flüchtlingspolitik 
bekundet. Bei der Versorgung mit Essenspakten, der 
Ausgestaltung der Residenzpflicht und der Schaffung 
von Alternativen zu den Gemeinschaftsunterkünften 
sei die CSU zu Änderungen bereit. Ein glaubwürdiger 
Kurswechsel in der Asyl- und Flüchtlingspolitik ver-
langt zu allererst eine Änderung der besonders rest-
riktiven Bedingungen in Bayern. In keinem Bundes-
land sind die Probleme bei der Unterbringung und 
Versorgung von Flüchtlingen so massiv wie in Bayern. 

Wir fordern deshalb die Aufhebung der an die bayeri-
schen Bezirke gebundenen Residenzpflicht in Bayern. 
Asylbewerber müssen die Möglichkeit erhalten, sich in 
ganz Bayern frei bewegen zu können. Wir fordern zu-
dem die sofortige Abschaffung der Versorgung mit Es-
senspaketen in den Gemeinschaftsunterkünften und 
Erstaufnahmeeinrichtungen in Bayern. Flüchtlinge 
müssen die Möglichkeiten erhalten, sich nach ihren 
individuellen Wünschen und Vorlieben mit Nahrungs-
mitteln zu versorgen. Das Sachleistungsprinzip wird 
deshalb in diesem Bereich durch eine Geldleistung 
abgelöst. 

Wir fordern darüber hinaus die Aufhebung der Lager-
pflicht für Asylbewerber und Geduldete durch eine Än-
derung von Art. 4 Abs. 1 des Bayerischen Aufnahme-
gesetzes (AufnG). Flüchtlinge brauchen spätestens 
nach einem halben Jahr einen gesicherten Rechtsan-
spruch auf Auszug aus der Gemeinschaftsunterkunft 
sobald sie eine geeignete Wohnung gefunden haben. 
Damit kann auch das bisherige bürokratische An-
tragsverfahren bei Auszügen aus den Gemeinschafts-
unterkünften entfallen. 

Zu einer menschenwürdigen Unterbringung von 
Flüchtlingen gehört auch ein ausreichendes Angebot 
an günstigen Wohnungen als Alternative zu den gro-
ßen Gemeinschaftsunterkünften. Hier muss der Frei-
staat die Kommunen durch ein bayerisches Woh-
nungsbauprogramm bei der Bereitstellung dezentraler 
Unterkünfte unterstützen. Aufgrund der Überbelegung 
in den Gemeinschaftsunterkünften wird bereits heute 
ein erheblicher Anteil der Flüchtlinge in Bayern von 
den Bezirksregierungen sowie den Landkreisen und 
kreisfreien Städten dezentral untergebracht. Damit ist 
die generelle Lagerpflicht aus dem Bayerischen Auf-
nahmegesetz ohnehin schon in der Praxis der Unter-
bringung aufgeweicht. Um flexibel auf rasch sich än-
dernde Flüchtlingszahlen reagieren zu können, brau-
chen die Kommunen noch mehr Handlungsfreiheit 
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und staatliche Unterstützung bei der Suche nach und 
Bereitstellung von dezentralen Unterkünften.  

Insbesondere in den städtischen Ballungszentren 
brauchen Flüchtlinge Unterstützung und Beratung bei 
der Suche nach einer geeigneten Wohnung auf dem 
öffentlichen und privaten Wohnungsmarkt. Hier müs-
sen die entsprechenden Hilfsangebote der Wohl-
fahrtsverbände und der zuständigen Sozialbehörden 
weiter ausgebaut werden. Hier muss vor allem die 
staatliche Förderung der Asylsozialberatung deutlich 
verbessert werden. 

Für Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz übernimmt der Freistaat die Kosten für 
die Unterbringung in Wohnungen im Rahmen der 
örtlichen Vorgaben für Sozialgeld- und ALG II-Be-
zieher. Um das Sachleistungsprinzip des Asylbewer-
berleistungsgesetzes zu gewährleisten, werden Miete 
und Nebenkosten direkt an die Vermieter überwiesen.  

Zur Sicherung der Bildungsteilhabe von Kindern und 
Jugendlichen müssen die Schulen und Berufsschulen 
ausreichende Unterstützungsangebote vorhalten kön-
nen. Für alle Asylbewerber muss ein ausreichendes 
und ortsnahes Angebot an Sprachkursen zur Verfü-
gung gestellt werden. Damit werden die Vorausset-
zungen für eine Integration erheblich verbessert. 

Erfahrungen aus anderen Bundesländern und Kom-
munen zeigen, dass durch die Unterbringung in priva-
ten Wohnungen auch die Kosten der Unterbringung 
deutlich reduziert werden können. Auch Konflikte mit 
Nachbarn und Anwohnern nehmen dadurch ab und es 
entstehen keine Angriffspunkte für rechtspopulistische 
Mobilisierungen. Die erhöhte Fluktuation in der Erst-
aufnahme und der schnellere Auszug aus den Ge-
meinschaftsunterkünften entschärft zudem das Über-
belegungsproblem in den Erstaufnahmeeinrichtungen 
und Gemeinschaftsunterkünften. 


